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Die Förderung von benachteiligten Menschen gehört zu den 
Aufgaben Sozialer Arbeit. Nicht vergessen werden dürfen 
dabei aber Fragen der Verteilungsgerechtigkeit, will man 
nicht ungewollt Rechtspopulisten in die Hände spielen.

Identitätspolitiken (z. B. der Frauen-, Bür­
gerrechts- oder Schwulenbewegung) sind 
als Reaktion auf die Benachteiligung, 
Missachtung, Erniedrigung oder Unter­
drückung von marginalisierten Gruppen 
durch die Mehrheitsgesellschaft zu ver­
stehen. Identifiziert über rassische oder 
ethnische Zugehörigkeit, Geschlechtszu­
gehörigkeit, Religion, kulturelle Prakti­
ken, sexuelle Orientierung oder körperli­
che Merkmale werden sozialen Gruppen 
negative Eigenschaften zugeschrieben.

Solche Zuschreibungen formen ein in­
feriores, die gesellschaftliche Wahrneh­
mung – der Gruppe insgesamt wie ihrer 
Angehörigen – prägendes Gesamtbild, 
welches unweigerlich auch die Eigenwahr­
nehmung der Gruppe beeinflusst und er­
hebliche Konsequenzen für die personale 
Identität der Gruppenangehörigen hat.

Identitätspolitik bezeichnet dann po­
litische Handlungen, die nach innen – 
auf die eigene Gruppe bezogen – darauf 
gerichtet sind, ein positives Selbstver­
ständnis und Selbstbewusstsein zu er­
langen. Identitätspolitik entwickelt hier 
Maßnahmen zur »Bewältigung beschä­
digter Identität« (Goffman 2010).

Nach außen – gegen die Ausgrenzungs- 
und Ausschließungsmechanismen der 
Mehrheitsgesellschaft gerichtet – fordert 
Identitätspolitik die gleichberechtigte An­
erkennung der betroffenen gesellschaftli­
chen Gruppen. Dazu gehört die rechtliche 
Gleichstellung im Sinne liberaler, politi­
scher und sozialer Bürgerrechte (Gleich­
stellungsgesetzgebung, Antidiskriminie­
rungsgesetzgebung usw.) ebenso wie die 
Anerkennung der achtenswerten Differenz 

der Gruppe mit der Forderung nach not­
wendigen ausgleichenden, beschützenden 
oder fördernden Sonderrechten (positi­
ve Diskriminierung (affirmative action), 
Quotenregelungen, kulturelle und religiöse 
Sonderrechte, Sprachenförderung usw.).

Der gar nicht so diskrete 
Charme der Identitätspolitik 
für die Soziale Arbeit

Nähe und Anziehungskraft dieser libera­
len und linken Identitätspolitik auf Sozi­
ale Arbeit sind offensichtlich: Auch zum 
Selbstverständnis Sozialer Arbeit gehört es, 
marginalisierten Gruppen zu ihrem Recht 
zu verhelfen. Zweifellos ist sie beauftragt, 
Diskriminierung und Stigmatisierung ent­
gegenzuwirken, Integrationschancen zu 
erhöhen und Exklusionsrisiken zu reduzie­
ren. Soziale Arbeit kann sich als Verbün­
dete der Identitätspolitik alter wie neuer 
sozialer Bewegungen begreifen.

Analog zu den Zielsetzungen der 
Identitätspolitik ist auch ihr Anliegen ein 
doppeltes. Sie arbeitet einerseits daran, 
Benachteiligungen zu überwinden oder 
im Rahmen sozialstaatlicher Leistungen 
zu kompensieren und zielt gleichzeitig 
auf die Anerkennung vielfältiger Formen 
der Identität und Zugehörigkeit (Meche­
ril/Plößer 2015: S. 322).

Rassismus-kritische Soziale Arbeit, 
Gender-Mainstreaming, interkulturelle 
Pädagogik, Mädchenarbeit sind beliebig 
gewählte Stichworte, welche die Aus­
richtung Sozialer Arbeit auf die Aner­
kennung unterschiedlicher Lebenswelten 
und entsprechender Identitäten signali­
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sieren. Seit den 1990er Jahren werden 
entsprechende Ansätze zunehmend unter 
der Überschrift Diversity diskutiert. Di­
versity »als regulatives Prinzip Sozialer 
Arbeit« (ebd. S. 328) zielt auf den ange­
messenen Umgang mit den in einer plu­
ralen Gesellschaft vielfältig gegebenen 
Identitäten und Differenzen.

An dieser Stelle ist aber der Hinweis 
unverzichtbar, dass Soziale Arbeit als 
»Normalisierungsarbeit« (Claus Offe) 
zwar schon immer differenzsensibel ist, 
weil ihre Interventionen grundsätzlich auf 
der Feststellung von Differenzen (normal-
abweichend, gesund-krank, Migrations­
hintergrund-kein Migrationshintergrund 
usw.) und dem daraus abgeleiteten Unter­
stützungsbedarf beruhen. Diese für die 
Thematisierung von Benachteiligung und 
Diskriminierung unverzichtbaren Diffe­
renzfeststellungen führen aber gleichzeitig 
dazu, dass Soziale Arbeit immer auch zur 
Reproduktion ausgrenzender Unterschei­
dungen beiträgt.

Es geht also bei Diversity einerseits 
um Anti-Diskriminierungsarbeit. Es gilt 
»Benachteiligungen aus Gründen der 
Rasse oder wegen der ethnischen Her­
kunft, des Geschlechts, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Identität zu 
verhindern oder zu beseitigen« (§ 1 All­
gemeines Gleichstellungsgesetz AGG). 
Darüber hinausgehend meint Diversity 
aber auch Anerkennungsarbeit zugunsten 
unterschiedlichster Identitätsentwürfe und 
Zugehörigkeiten. Hier geht es nicht mehr 
allein um faire Zugangschancen und den 
Ausgleich von Benachteiligungen, sondern 
um die Würdigung und Stärkung (Empo­
werment) spezifischer Lebensweisen.

Die dunkle Seite der 
Identitätspolitik

In Aufstieg und Wahlerfolgen rechtspo­
pulistischer Parteien (AfD, Front Natio­
nal, Partij voor de Vrijheid usw.) offen­
bart sich nun aber die problematische 
Kehrseite identitätspolitischer Strategi­
en. Bereits zur Jahrtausendwende ver­
weist eine Analyse rechtspopulistischer 
Programmatik auf deren »identitätspoli­
tische Wende« (Betz 2002: S. 252).

Die genannten Parteien verfolgen eine 
»rechtspopulistische Identitätspolitik« 
(ebd. S. 262), indem sie die Gefährdung 
der eigenen, nationalen Identität behaup­
ten und den Schutz und die Bevorzugung 
des eigenen Volks (America first, eigen 

volk eerst, les français d ábord, Öster­
reich zuerst) gegenüber allem Fremden 
fordern. Selbst identitätspolitisch argu­
mentierend, diffamieren sie erfolgreich 
die auf den Schutz und die Gleichbe­
rechtigung von Minderheiten zielende 
(liberale bis linke) Identitätspolitik als 
identitätsgefährdend, zersetzend, die 
schweigende Mehrheit unterdrückend. 
Die der Identitätspolitik innewohnende 
Differenzaffinität und Abgrenzungspro­
blematik wendet sich gegen diese selbst.

Der amerikanische Politikwissen­
schaftler Mark Lilla (2016) beispiels­
weise erklärt Trumps Wahlerfolg damit, 
dass dieser die Stimmen der abgehängten 
weißen Arbeiterschaft gewinnen konn­
te, weil Clinton sich einseitig zur Spre­
cherin der Identitätspolitiken (anderer) 
marginalisierter Gruppen wie Frauen, 
Schwarze, Latinos, oder LGBT-Commu­
nities gemacht hätte. Schuld an Clintons 
Niederlage wäre mithin die Diversitäts­

verliebtheit der Linken (Schmidt 2016) 
und ihre elitäre Arroganz gegenüber den 
von ihr als Haufen von Erbärmlichen 
(»Basket of Deplorables«) bezeichneten 
Modernisierungsverlierern.

Offensichtlich gelingt es rechtspo­
pulistischer Identitätspolitik die Argu­
mentations- und Legitimationsstrategien 
linker Identitätspolitik zu nutzen, sie 
aber gegen deren Ideal einer pluralen 
multikulturellen Gesellschaft zu wenden 
und damit eine neue gesellschaftliche 
Konfliktlinie (Cleavage) zwischen Ho­
mogenisten und Pluralisten zu besetzen.

Rechtspopulistische Identitätspolitik 
verlangt dann den Schutz und Vorrang der 
eigenen (nationalen) Lebensform, zu der 
Islam, gleichgeschlechtliche Lebenspart­
nerschaften, Mulitkulti oder Transgender-
Toiletten eben nicht passen. Sie reklamiert 
in Anlehnung an das Vokabular der post­
modernen Linken für sich ein Recht auf 
Differenz, betont die Bedeutung von Iden­
tität, Zugehörigkeit und Anerkennung, 
behauptet aber die vorgeblich gewünschte 
Vielfalt der Kulturen nur durch Abschot­
tung nach außen und Homogenisierung 
im Inneren sichern zu können.

Jede für Minderheitenschutz, offene 
Grenzen oder Multikulturalismus ein­
tretende Politik, wird dann als Angriff 
abgehobener, globalisierter Eliten auf 
die Identität der Mehrheitsgesellschaft 
denunziert. Politische Korrektheit (poli­
tical correctness) wird umgedeutet zum 
Versuch, der schweigenden Mehrheit die 
Artikulation und Anerkennung ihrer 
Interessen und Werte zu verweigern.

Der Rechtspopulismus und seine 
Protagonisten von Wilders über Le Pen 
bis Trump sind mithin erfolgreich, weil 
es ihnen anscheinend gelingt, Anerken­
nungsforderungen zu mobilisieren die, 
»innerhalb des von den dominanten Eli­
ten geschaffenen und von ihnen vertei­
digten gesellschaftlich-kulturellen Kon­
senses« (ebd. S. 260) weder artikuliert 
noch eingelöst werden können.

Rechtspopulistische Parteien nutzen da­
bei auch die verteilungspolitische Blindheit 
liberaler bis linker Identitätspolitik. Schon 

früh hat Nancy Fraser auf ein der Identi­
tätspolitik innewohnendes »Problem der 
Verdrängungen« aufmerksam gemacht.

Vor dem Hintergrund eines »hege­
monialen Neoliberalismus« drohen an 
Geschlecht, Ethnie, Kultur, Religion 
oder sexueller Orientierung ausgerich­
tete »Kämpfe um Anerkennung« (Fra­
ser 2002: S. 3) Fragen der Verteilungs­
gerechtigkeit zu verdrängen und damit 
ungewollt und unwissentlich neolibe­
raler Markt und Leistungsfixierung in 
die Hände zu spielen. Symptomatisch 
beispielsweise, wenn eine »Verteidigung 
der Identitätspolitik« in der Wochenzeit­
schrift »Die Zeit« feststellt, dass es »die 
Idee der Identitätspolitik war: zu zeigen, 
dass die Möglichkeiten des Einzelnen, 
in einer Gesellschaft erfolgreich zu sein, 
durch Eigenschaften bedingt werden, für 
die er nichts kann«, um dann zynisch bis 
arrogant hinzuzufügen: »Die sogenann­
ten abgehängten Weißen, die genervt von 
linker Identitätspolitik Donald Trump 
wählten, zeichnen sich vor allem dadurch 
aus, dass sie als Verlierer der Globalisie­
rung ökonomische Privilegien und so­
ziale Sicherheiten eingebüßt haben. Die 

»Die der Identitätspolitik innewohnende 
Abgrenzungsproblematik wendet 
sich gegen diese selbst«
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Botschaft die ihnen die Identitätspolitik 
zumutet (ist), dass sie ... als Weiße immer 
noch entscheidende Privilegien genießen«, 
welche sie womöglich auch »noch herge­
ben müssen« (Schmidt 2016).

Identitätspolitik übernimmt hier die 
marktgläubige Logik des Neoliberalismus. 
Wenn nur erst die Vielfalt aller denkba­
ren Identitäten anerkannt ist – so die ver­
steckte Botschaft des Artikels – und alle 
Diskriminierungen aufgrund von Rasse, 
Geschlecht usw. beseitigt sind, dann ist 
der Weg frei zur gerechten Gesellschaft in 

der jede und jeder erfolgreich sein kann. 
In ihrem Eifer die Errungenschaften und 
fortdauernde Notwendigkeit von Iden­
titätspolitik zu verteidigen, verkennt die 
Autorin offensichtlich, die dadurch ent­
stehende unheilige Allianz mit einem auf 
Leistungsgerechtigkeit fixierten Neolibe­
ralismus. Sie verdrängt offensichtlich, dass 
soziale Ungleichheit und Benachteiligung 
mit der Anerkennung unterschiedlichster 
Lebensweisen keineswegs verschwunden 
und Fragen der Verteilungsgerechtigkeit 
mit Blick auf Produktions- und Reproduk­
tionsbedingungen in einer kapitalistischen 
Gesellschaft nicht gelöst wären.

Genau hier findet der Rechtspopulismus 
seine Resonanz. Rechtspopulistische Iden­
titätspolitik verspricht den sogenannten 
Modernisierungsverlieren, jenen Unnützen 
der neoliberalen Leistungsgesellschaft, den 
Minderleistern mit erschwertem Zugang 
zu Bildung und Arbeitsmarkt, nicht we­
niger als die karriere- und verdienstun­
abhängige Anerkennung über eine iden­
titätsstiftende Volkszugehörigkeit und 
gleichzeitig wirtschaftliche Vorteile und 
wohlfahrtsstaatliche Sicherung qua Ab­
schottung gegenüber Fremden.

Und die Soziale Arbeit?

Menschen in ihrem Kampf um die An­
erkennung ihrer Lebensweisen zu unter­
stützen, gesellschaftliche Ausgrenzung 
zu verhindern und Zugangsbarrieren 
zu beseitigen, gehört fortdauernd zum 
Auftrag Sozialer Arbeit. Kommt hinzu, 
dass in unserer hoch individualisierten, 

pluralisierten »Risikogesellschaft« (U. 
Beck) Fragen der Identität, Zugehörigkeit 
und Anerkennung quer durch alle Gesell­
schaftsschichten an Bedeutung gewinnen.

Soziale Arbeit darf sich also zum Ver­
bündeten der Identitätspolitiken gesell­
schaftlich benachteiligter, ausgegrenzter 
Gruppen machen und muss sie bei ihrer 
Selbstermächtigung (Empowerment) un­
terstützen. Sie sollte sich dabei aber vor den 
Fallgruben der Identitätspolitik in Acht 
nehmen. Identitätspolitik kann – wie am 
Beispiel des Rechtspopulismus gezeigt – in 

Ausgrenzung und Abwertung des Ande­
ren, des Fremden umschlagen und in ihrer 
Fixierung auf Differenz und Besonderhei­
ten der Lebensformen zur Blindheit gegen­
über Verteilungsfragen führen.

Identitätspolitisch parteiliche Soziale 
Arbeit darf bei der Unterstützung von 
Identitätspolitiken also einerseits nicht 
in die Falle der »Verdinglichung« (Fra­
ser 2002: S. 6 f.) tappen und Gruppeni­
dentitäten zu homogenen, widerspruch­
freien, in sich geschlossenen Einheiten 
stilisieren. Dies führt unweigerlich zu 
Ab- und Ausgrenzung, Intoleranz und 
Arroganz. Gleichzeitig darf Diversity als 
Handlungsprinzip Sozialer Arbeit auch 
nicht dazu führen, die Probleme sozialer 
Ungleichheit aus den Augen zu verlieren.

Es kann in der Sozialen Arbeit – ent­
gegen der Vorstellungen des aktivieren­
den Sozialstaats – nie nur darum gehen, 
Zugangsbarrieren zu beseitigen, sondern 
es geht immer auch darum, Ressourcen­
armut auszugleichen und ein Leben in 
Würde auch jenseits der Standards der 
Arbeitsgesellschaft zu ermöglichen.

Mit der gesellschaftlichen Anerken­
nung der Lebensform Alleinerziehend ist 
nichts gewonnen, wenn die Gesellschaft 
nicht für notwendige Ressourcenausstat­
tung und entgegenkommende soziale In­
frastruktur sorgt. Und wo blieben jene, 
die über kein zu (be)achtendes identifi­
kationsstiftendes Merkmal (weil ohne 
Migrationshintergrund, heterosexuell 
usw.) verfügen und dennoch ausgegrenzt, 
benachteiligt und verachtet (weil arm, 
bildungsfern, unangepasst usw.) sind?

Klientinnen und Klienten Sozialer 
Arbeit mangelt es in der Regel gleicher­
maßen an (materiellen) Ressourcen wie 
an Achtung und Respekt. Klientinnen 
und Klienten individuell bei der Sicherung 
ihrer Lebensgrundlagen und der Verbes­
serung ihrer Zugangschancen (Arbeit, 
Bildung, Gesundheit usw.) zu unterstüt­
zen, ist deshalb ebenso wichtig wie die 
gruppen- und gemeinwesenbezogene För­
derung von Zugehörigkeitschancen und 
identitätsstiftender Gemeinschaftlichkeit.

Soziale Arbeit kann ihr Handeln dabei 
an Nancy Frasers »zweidimensionale(m) 
Konzept der Gerechtigkeit« (ebd. S. 4) 
ausrichten, das die Verteilung von Gü­
tern und soziale Achtung gleichermaßen 
im Blick behält. Ein solches „Statusmo­
dell“ (ebd. S. 7) folgt dem Prinzip der 
gleichberechtigten Teilhabe aller Gesell­
schaftsmitglieder als Bürgerinnen und 
Bürger. Es müssen also gleichzeitig die 
materiellen Grundlagen für ein selbst­
bestimmtes Leben in Würde gesichert 
und institutionalisierte kulturelle Wer­
tehierarchien zugunsten eines gleichen 
Respekts für alle abgebaut werden.� n
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»Rechtspopulistischer Identitätspolitik 
nutzt die Argumentations- und 
Legitimationsstrategien linker Ideen«
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